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Vernehmlassungsverfahren 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin, 
sehr geehrte Damen und Herren 

Die Schweizerische Gesellschaft für Haftpflicht- und Versicherungsrecht 
(SGHVR) bedankt sich für die Möglichkeit, sich im Rahmen der Vernehm­
lassung zur oben erwähnten Vorlage äussern zu können. Entsprechend der 
Ausrichtung unserer Gesellschaft gilt unser primäres Interesse der wissen­
schaftlichen Durchdringung der geregelten Materie. 

1. Grundsätzliche Bemerkungen 

Die Schweizerische Zivilprozessordnung (ZPO) ist am 1. Januar 2011 in 
Kraft getreten . Sie hat sich laut dem Bundesrat bewährt. Trotzdem bejaht 
er in diversen Punkten einen Revisionsbedarf, um die Praxistauglichkeit 
und die Rechtsdurchsetzung weiter zu verbessern . Wir setzen hinter das 
eingeschlagene Vorgehen ein Fragezeichen: Der Wert einer Kodifikatio 
liegt in ihrer Stabilität, auf die sich Lehre und Rechtsprechung einstellen 
Daher sollte die ZPO unseres Erachtens zum vornherein nur in Punkten g -
ändert werden, in denen nicht nur ein intellektueller, sondern auch ein 
rechtspolitischer Handlungsbedarf ausgewiesen ist. In diesem Sinn kon­
zentrieren sich unsere Bemerkungen auf jene Vorschläge, die auf einen 
besseren Zugang zum Recht zielen. Es sind dies auch jene Punkte, die 
einen engen Bezug zum Haftpflicht- und Versicherungsrecht aufweisen. 
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II. Kostenrecht 

Wir halten die bundesrätliche Analyse für zutreffend, wonach heute der 
Zugang zum Recht für Personen, die weder besonders begütert sind noch 
in den Genuss der unentgeltlichen Rechtspflege gemäss Art. 117 ZPO 
kommen, nicht mehr gewährleistet ist (Bericht, S. 16). Die Vorschläge, die 
der Bundesrat macht, um dieser Misere abzuhelfen, befriedigen uns aller­
dings nicht. Einzig der Vorschlag, wonach der Staat das lnkassorisiko künf­
tig nicht mehr auf den vorschusspflichtigen Kläger abwälzen darf, über­
zeugt (Art. 111 Abs. 1 VE-ZPO) . Hingegen ändert die Tatsache, dass der 
Kläger nur noch die Hälfte der mutmasslichen Gerichtskosten vorschies­
sen muss (Art. 98 Abs. 1 VE-ZPO), nicht das Geringste an der Höhe der Ge­
richtskosten. Abhilfe kann hier nur der Bundesgesetzgeber schaffen, in­
dem er festschreibt, welche Gerichtskosten die Kantone maximal geltend 
machen können. Föderalistische Rücksichtnahme bzw. verfassungsrechtli­
che Bedenken sind in diesem Zusammenhang fehl am Platz, wie das Bei­
spiel des Schuldbetreibungs- und Konkursrechts zeigt, wo die Eidgenos­
senschaft seit langem die Gebühren für die von den Behörden erbrachten 
Dienstleistungen festlegt (vgl. Gebührenverordnung zum Bundesgesetz 
über Schuldbetreibung und Konkurs vom 23 . September 1996; SR 281.35). 

Die Vorschläge des Bundesrates lassen ferner ausser Acht, dass nicht nur 
die Gerichtskosten den Zugang zum Gericht erschweren. Mindestens so 
stark ins Gewicht fällt die Pflicht zur vollen Entschädigung der (obsiegen­
den) Gegenpartei. Auch diesbezüglich halten wir bundesrechtliche Normen 
für unabdingbar, will man langfristig den Zugang zu den Gerichten sicher­
stellen. Gleiches gilt für die Entschädigung des unentgeltlichen Rechtsver­
treters, die laut dem geltenden Art. 122 Abs. 2 Bst. a ZPO nicht voll, son­
dern nur angemessen zu sein hat. Schliesslich drängt es sich auf, nicht nur 
die Vorschusspflicht für die Gerichtskosten zu begrenzen, sondern auch 
jene für die Sicherstellung der Entschädigung (Art. 99 ZPO). 

Reine Placebopolitik betreibt der Bundesrat schliesslich mit dem Vor­
schlag, wonach die Gerichte die Parteien künftig über die Möglichkeiten 
der Prozessfinanzierung aufklären müssen (Art. 97 VE-ZPO). Wir glauben 
nicht, dass es die Aufgabe des Gerichts ist, die Parteien auf eine solche 
Dienstleistung, die integral dem Privatrecht untersteht, hinzuweisen. Auch 
stellt sich die Frage der Haftung, falls das Gericht seine "Aufklärungs­
pflicht" verletzt. Wenn in diesem Zusammenhang ein Regelungsbedarf be­
steht, betrifft er die Frage der erfolgsabhängigen Entschädigung des ge­
willkürten Rechtsvertreters (vgl. BGE 143 III 600). 

III. Kollektiver Rechtsschutz 

1. Allgemein 

Wir teilen die Einschätzung des Bundesrats, wonach die geltende ZPO 
dem Phänomen von Massen- und Streuschäden zu wenig Aufmerksamkeit 
schenkt. Dies führt dazu, dass potentiell Haftpflichtige in der Schweiz 
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darauf zählen können, dass solche Schäden regelmässig nicht geltend ge­
macht werden, weil die Opfer ihre Ansprüche nicht geltend machen. 
Davon profitieren auch Versicherungsunternehmen, die für diese Schäden 
allenfalls aufkommen müssten. Auf dem Spiel steht damit nicht nur der 
Zugang zum Gericht, sondern die Glaubwürdigkeit der Rechtsordnung 
insgesamt. Wir begrüssen daher Vorschläge zur Verbesserung des 
kollektiven Rechtsschutzes. 

Im gleichen Zusammenhang regen wir an, den kollektiven Rechtsschutz 
nicht als ein isoliertes Problem der ZPO zu betrachten, sondern die Sache 
auch im Kontext des Strafrechts zu prüfen, das die Möglichkeit vorsieht, 
widerrechtlich erzielte Gewinne abzuschöpfen (Art. 70 und 71 StGB). Im 
Ergebnis übernehmen die Gerichte und Behörden damit nämlich unzwei­
felhaft Funktionen des kollektiven Rechtsschutzes . Gleiches gilt mutatis 
mutandis für die Wettbewerbsbehörde, welche den Missbrauch von Markt­
macht sanktioniert (Art. 7 und 8 i.V.m . 49a KG) . Konkret muss der Gesetz­
geber klären , wie die Opfer in diesen Fällen zu ihrem Recht kommen. 

2. Erweiterung und Ergänzung der Verbandsklage 

Wir sind mit der vorgeschlagenen Öffnung der Verbandsklage einverstan­
den, so dass neu eine Verbandsklage nicht nur bei behaupteter Persönlich­
keitsverletzung möglich ist (Art. 89 VE-ZPO) . Folgerichtig ist es auch, die 
Bestimmungen über die Verbandsklage in der ZPO zusammenzufassen 
und die Spezialgesetze entsprechend anzupassen . Wir unterstützen ferner 
den Vorschlag, die Verbandsklage künftig zur Geltendmachung reparatori­
scher Ansprüche zur Verfügung zu stellen, wobei wir nicht verstehen, wes­
halb davon Genugtuungsansprüche ausgenommen bleiben sollen (Bericht, 
S. 43) . Gerade bei der Verletzung der Persönlichkeit ist die Genugtuung 
häufig die einzige Form, den Verstoss gegen die Rechtsordnung sachge­
recht zu sanktion ieren . Richtig ist es wiederum, wenn die Geltendma­
chung reparatorischer Ansprüche von der Zustimmung des Betroffenen 
(opt in) abhängig gemacht wird (Art. 89a Abs. 1 Bst. c VE-VGG). Zu prüfen 
bleibt, welche Bedeutung das vorgeschlagene Regime für Anfechtungs­
und Gestaltungsklagerechte hat. Können Mieterverbände beispielsweise 
gestützt auf eine opt in-Erklärung für ihre Mitglieder eine Herabsetzung 
des Mietzinses wegen tieferer Hypothekarzinse verlangen? 

Einverstanden sind wir auch damit, für Verbandsklagen künftig eine einzi­
ge kantonale Instanz vorzusehen (Art. 5 Abs. 1 Bst. j VE-ZPO) , auch wenn 
damit das der ZPO zugrunde liegende Prinzip der instance double ein wei­
teres Mal durchbrochen wird und das Bundesgericht so zur einzigen 
Rechtsmittelinstanz wird. Einverstanden sind wir auch mit der Bestim­
mung über die örtliche Zuständigkeit (Art. 16a VE-ZPO), mit dem Vor­
schlag, wonach das Gericht bei Verbandsklagen die Prozesskosten nach 
Ermessen verteilen kann (Art. 107 Abs. 1 g VE-ZPO), und damit, dass in 
diesem Fall eine Befreiung von Kostenvorschüssen und Sicherheitsleistun­
gen erfolgt (Art . llSa VE-ZPO) . 
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Präzisierungen im Gesetz erwarten wir hinsichtlich der Voraussetzung, wo­
nach der Prozessgewinn überwiegend der Personengruppe zukommen 
muss, die sich der Klage angeschlossen hat (Art. 89a Abs. 1 Bst. b BGG). 
Skeptisch sind wir gegenüber dem Vorschlag, dass der Verband das er­
strittene Geld behalten darf, wenn er es ausschliesslich im Interesse derje­
nigen verwendet, die sich der Verbandsklage angeschlossen haben. Die 
auf reparatorische Ansprüche gerichtete Verbandsklage verliert ihre 
raison d'etre, wenn sie letztlich bloss den Zweck verfolgt, einem Verband 
zu neuen Einnahmequellen zu verhelfen, die ihn - im Extremfall - in die 
Lage versetzt, weitere Verbandsklagen anzustrengen. Es darf auch nicht 
so weit kommen, dass sich die Opfer im Anschluss an eine erfolgreiche 
Verbandsklage mit dem Verband darüber streiten müssen, welchen Anteil 
am Prozesserlös ihnen zukommt. 

Als zu wenig ausgereift halten wir schliesslich den Vorschlag, nur jene Or­
ganisationen zu Verbandsklagen zuzulassen, die sich dafür eignen (Art. 89 
Abs . 1 Bst. c VE-ZPO), und diese Eignung im Fall der Geltendmachung re­
paratorischer Ansprüche insbesondere dann zu bejahen ist, wenn die Or­
ganisation gesamtschweizerisch tätig oder von gesamtschweizerischer Be­
deutung ist oder über mehrjährige diesbezügliche Erfahrungen im betrof­
fenen Rechtsbereich verfügt oder von der Mehrheit der Angehörigen der 
Personengruppe zur Prozessführung ermächtigt wurde (Art. 89a Abs. 1 
Bst. d VE-ZPO). Zum einen überzeugen uns die im Begleitbericht angeführ­
ten Gründe nicht, weshalb die Voraussetzungen für eine Verbandsklage 
unterschiedlich definiert werden, je nachdem, ob die Organisation negato­
rische oder reparatorische Ansprüche geltend machen will. Zum andern 
sind die angeführten Kriterien derart vage, dass kein Opfer weiss, ob die 
Organisation überhaupt für eine Verbandsklage in Frage kommt. Auch für 
jene Partei, die eingeklagt werden soll, stellt das vorgeschlagene Regime 
schlicht eine Zumutung dar. Abhilfe bzw. ein Mindestmass an Rechtssi­
cherheit kann hier unseres Erachtens nur ein staatliches Akkreditierungs­
regime für jene Organisationen schaffen, die allgemein oder im Einzelfall 
eine Verbandsklage anstrengen möchten. 

3. Schaffung eines Gruppenvergleichsverfahrens 

Wir sind der Meinung, dass konzeptionell die Vorschläge für die Erweite­
rung und Ergänzung der Verbandsklage und für das Gruppenvergleichs­
verfahren aufeinander abgestimmt werden müssen. Der aktuelle Vor­
schlag erweckt den Eindruck, als handle es sich bei der Verbandsklage 
und beim Gruppenvergleichsverfahren um zwei voneinander unabhängige 
Möglichkeiten, den kollektiven Rechtsschutz zu verbessern. Dies trifft un­
seres Erachtens nicht zu, weil sich auch im Zusammenhang mit einer Ver­
bandsklage die Frage stellt, unter welchen Voraussetzungen ein Vergleich 
möglich ist. Umgekehrt macht ein Gruppenvergleichsverfahren nur dann 
Sinn macht, wenn die involvierten Verbände im Fall des Scheiterns eines 
Gruppenvergleichsverfahrens auch die Möglichkeit zur Klage haben. 
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Die vorgeschlagene opt out-Lösung (Art. 352g VE-ZPO) lehnen wir ab. Die 
Verfolgung von Rechten muss dem Einzelnen überlassen bleiben. Er muss 
sich entscheiden, ob und unter welchen Bedingungen er damit einverstan­
den ist, dass seine Rechte zum Gegenstand eines Gruppenvergleichsver­
fahrens werden. Es liegt an den interessierten Verbänden, die Opfer davon 
zu überzeugen, dass sich eine solche Teilnahme lohnt. Daran ändert auch 
die Tatsache nichts, dass schliesslich der Richter einem Gruppenvergleich 
zustimmen muss (Art. 352f VE-ZPO). Im Übrigen wird wohl erst die Praxis 
zeigen, ob das Gruppenvergleichsverfahren zu einer effektiven Stärkung 
des kollektiven Rechtsschutzes beiträgt bzw. inwieweit dieses geeignet ist, 
das heutige Machtgefälle zwischen Anbietern und Konsumenten 
auszugleichen. 

IV. Bemerkungen zu weiteren Bestimmungen 

Art. 6 Abs. 2 Bst. c, Abs. 3, 6 und 7 

Keine Bemerkungen 

Art. 51 Abs. 3 

Keine Bemerkungen 

Art. 60a 

Keine Bemerkungen 

Art. 71 

Keine Bemerkungen 

Art. 82 Abs. 1 dritter Satz 

Keine Bemerkungen 

Art. 101 Abs. 2 zweiter Satz 

Wir anerkennen den im Bericht (S. 53) geschilderten Handlungsbedarf im 
Zusammenhang mit Sicherstellungsgesuchen während laufender Fristen, 
sind aber von der vorgeschlagenen Lösung nicht restlos überzeugt. Kon­
kret befürchten wir, dass damit die rechtsmittelbeklagte Partei in Versu­
chung gerät, gleichsam präventiv ein Gesuch um Sicherstellung ihrer Ent­
schädigung zu stellen. 

Art. 106 Abs. 1, lbis und 3 

Wir verschliessen uns dem Vorschlag nicht, die Prozesskosten dem Kläger 
aufzuerlegen, wenn von Beginn des Prozesses weg feststeht, dass sich die 
beklagte Partei dem Rechtsbegehren unterzieht. Zu bedenken geben wir 
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immerhin, dass der Kläger im Rahmen des Persönlichkeitsschutzes ein 
Recht darauf hat, dass das Gericht die Persönlichkeitsverletzung feststellt, 
wenn sich diese weiterhin störend auswirkt (Art. 28a Abs. 1 Ziff. 3 ZGB). 
Dieser Anspruch besteht unseres Erachtens grundsätzlich auch dann, 
wenn die beklagte Partei die erfolgte Persönlichkeitsverletzung einräumt. 
In diesen Fällen darf es nicht dazu kommen, dass die Prozesskosten beim 
Opfer hängen bleiben, bloss weil sich dieses nicht mit einer aussergericht­
lichen bzw. vorprozessualen Entschuldigung zufrieden geben wollte. 

Art. 118 Abs. 2 zweiter Satz 

Wir sind damit einverstanden, dass neu und entgegen der bisherigen bun­
desgerichtlichen Rechtsprechung (BGE 141 1 241) auch für die vorsorgli­
che Beweisführung unentgeltliche Rechtspflege in Anspruch genommen 
werden kann, wenn die weiteren Voraussetzungen dafür erfüllt sind . 

Art. 125 Bst. b 

Wir sind damit einverstanden, die Trennung von Klagen nur noch dann zu­
zulassen, wenn dies nicht zu einer Erschwerung der Entscheidung führt. 
Wunder sollte man sich von einer solchen weitgehend im richterlichen Er­
messen liegenden Regel allerdings nicht erhoffen. 

Art. 127 Abs. 1 

Wir sind damit einverstanden, die Möglichkeiten einer Verfahrensüberwei­
sung im vorgeschlagenen Umfang zu erweitern. In der Botschaft erwarten 
wir Aufschluss darüber, ob und wie der Entscheid eines Gerichts angefoch­
ten werden kann, das sich einer Überweisung verweigert. 

Art. 143 Abs. lbis 

Wir sind damit einverstanden, dass neu eine Frist auch dann als eingehal­
ten gilt, wenn eine Eingabe irrtümlich an ein offensichtlich unzuständiges 
schweizerisches Gericht erfolgt. Sinnvollerweise gilt diese Regel allerdings 
auch dann, wenn es nicht offensichtlich ist, welches Gericht zuständig ist. 

Art. 160a 

Nach geltendem Recht sind Parteien und Dritte zur Mitwirkung bei der Be­
weiserhebung verpflichtet (Art. 160 ZPO}, es sei denn, die Partei oder eine 
Drittperson verweigere ihre Mitwirkung berechtigterweise (Art. 162 ZPO), 
was namentlich dann der Fall ist, wenn sich die Partei andernfalls selber 
belasten müsste (Art. 163 Abs. 1 Bst. a ZPO) oder sie Trägerin eines Ge­
heimnisses nach Art. 321 StGB ist (Art. 163 Abs. 1 Bst. b ZPO). Wir können 
nicht erkennen, dass diese sehr allgemein gehaltenen Regeln in der Praxis 
zu grösseren Schwierigkeiten oder gar stossenden Ergebnissen geführt 
hätten. Wir lehnen deshalb die vorgeschlagene Erweiterung der Möglich­
keiten ab, die Mitwirkung in einem Zivilprozess zu verweigern. Daran än­
dert auch nichts, dass der Vorschlag moderat ausgefallen ist, im Wesentli-

6 



chen auf eine Kodifizierung bereits bestehender Verweigerungsgründe 
hinausläuft und nur dann zum Zuge kommen soll, wenn der Rechtsdienst 
von einer Person geleitet wird, die über ein kantonales Anwaltspatent ver­
fügt oder in ihrem Herkunftsstaat die fachlichen Voraussetzungen für die 
Ausübung des Anwaltsberufs erfüllt. 

Art. 177 

Keine Bemerkungen 

Art. 198 Abs. 1 Bst. f und i sowie Abs. 2 

Wir lehnen das vorgeschlagene Wahlrecht - Gang zur Schlichtungsbehör­
de oder zum als einzige Instanz zuständigen Gericht - ab. Der Bundesrat 
will damit der Gläubigerin die Möglichkeit geben, eine laufende Verjäh­
rungsfrist zu unterbrechen, ohne in der Sache an einer Schlichtung inter­
essiert zu sein . Ein solcher Missbrauch eines Instituts ist nicht zu schützen. 
Die Gläubigerin kann ihre Schuldnerin betreiben und so die Verjährung un­
terbrechen. Im Übrigen sind wir mit der vorgeschlagenen Revision von Art. 
198 ZPO einverstanden. 

Art. 206 Abs. 4 

Wir sind mit der vorgeschlagenen Ordnungsbusse von Fr. 1000.-- einver­
standen, wenn sich eine Partei weigert, an einer Schlichtungsverhandlung 
persönlich zu erscheinen. Gleichzeitig weisen wir darauf hin, dass der Ge­
setzestext und der Erläuterungsbericht (S. 68) nicht übereinstimmen. Laut 
Gesetzestext genügt für eine Bestrafung, dass eine Partei nicht persönlich 
erscheint. Hingegen soll nach dem Erläuterungsbericht diese nur dann be­
straft werden, wenn sie sich dabei auch nicht vertreten liess. Näher zu re­
geln bleibt allenfalls, was persönliches Erscheinen im Zusammenhang mit 
einer juristischen Person meint. 

Art. 210 Abs. 1 Einleitungssatz und Bst. c 

Nach geltendem Recht kann die Schlichtungsbehörde den Parteien einen 
Urteils- bzw. Entscheidvorschlag unterbreiten bei vermögensrechtlichen 
Streitigkeiten bis zu einem Streitwert von Fr. 5'000.--. (Art. 210 Abs. 1 Bst. 
c ZPO). Neu soll dieser Betrag auf Fr. 10'000.-- erhöht werden. Diese Ver­
doppelung leuchtet uns nicht ein. Entweder lässt es der Gesetzgeber beim 
Status quo oder er gibt der Schlichtungsbehörde das Recht, den Parteien 
unabhängig vom Streitwert einen Entscheidvorschlag zu unterbreiten. 

Art. 224 Abs. 1 und 2bis 

Keine Bemerkungen 
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Art. 236 Abs. 4 

Wir wenden uns nicht gegen Vorschlag, wonach ein Gericht, das die Voll­
streckung eines Urteils anordnet, die Vollstreckung im Hinblick auf ein 
mögliches Rechtsmittel aufschieben kann. Allerdings muss dies die absolu­
te Ausnahme bleiben, soll nicht die Vollstreckung, die immerhin auf einem 
vorgängigen Sachurteil aufbaut, ad absurdum geführt werden. 

Art. 239 Abs. 2 erster Satz und Abs. 2bis 

Wir begrüssen den Vorschlag, wonach das urteilende Gericht seinen Ent­
scheid binnen vier Monaten zu begründen hat. Allerdings bedauern wir, 
dass die Verletzung dieser Ordnungsfrist keine Sanktionierung nach sich 
zieht. So wird die vorgeschlagene Bestimmung nämlich toter Buchstabe 
bleiben. Im Übrigen sind wir damit einverstanden, die komplizierte Rechts­
lage zu klären, die sich zwischen Eröffnung und Begründung eines (erstin­
stanzlichen) Entscheids ergibt. Ob sich die vorgeschlagene Lösung be­
währt, wird die Praxis zeigen. 

Art. 241 Abs. 4 

Keine Bemerkungen 

Art. 243 Abs. 3 

Wir sind damit einverstanden, die bundesgerichtliche Rechtsprechung zu 
kodifizieren, wonach für Streitigkeiten, die im vereinfachten Verfahren 
durchzuführen sind, zwingend vor die ordentliche Gerichtsbarkeit gehören 
(BGE 143 III 137 E. 2). Allerdings leuchtet uns die Begründung im Begleit­
bericht (S. 74) nicht ein. Unseres Erachtens sollte auch ein Handelsgericht 
in der Lage sein, einen Prozess in einem vereinfachten Verfahren durchzu­
führen. Sieht man dies anders, müsste auf jeden Fall sichergestellt wer­
den, dass auch Schiedsgerichte nicht über Streitsachen befinden, die im 
vereinfachten Verfahren zu erledigen sind. 

Art. 249 Bst. a Ziff. 5, Art. 250 Bst. c Ziff. 6 und 11 

Keine Bemerkungen 

Art. 265 Abs. 4 

Wir sind der Meinung, dass gegen superprovisorische Anordnungen weder 
auf kantonaler Ebene noch auf Bundesebene Rechtsmittel zur Verfügung 
stehen und der Vorschlag daher abzulehnen ist. Sowohl die Anordnung wie 
die Verweigerung superprovisorischer Anordnungen ist immer vor der glei­
chen Instanz zu prosequieren. Die Frage eines Rechtsmittels stellt sich 
erst, wenn diese Instanz eine vorsorgliche Massnahme angeordnet oder 
verweigert hat (vgl. auch BGE 140 III 289 E. 2). 
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Art. 266 Bst. a 

Keine Bemerkungen 

Art. 295 Abs. 2 

Keine Bemerkungen. 

Art. 296 Abs. 1 

Keine Bemerkungen 

Art. 314 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 

Keine Bemerkungen. 

Art. 317 Abs. lbis 

Keine Bemerkungen. 

Art. 328 Abs. 1 Bst. d 

Keine Bemerkungen 

Art. 372 Abs. 2 

Wir opponieren der vorgeschlagenen Streichung nicht, sofern sicherge­
stellt bleibt, dass über die Schiedsfähigkeit einer Sache immer ein staatli­
ches Gericht mit voller Kognition entscheidet. 

Art. 400 Abs. 2bis 

Keine Bemerkungen 

Art. 400a 

Keine Bemerkungen 

Mit freundlichen Grüssen 

Schweizerische Gesellschaft für Haftpflicht- und Versicherungsrecht 

'vc4o1; f utJ 
Felix Schöbi , PD Dr. iur. 
Vizepräsident 

Stephan Fuhrer, Prof. Dr. iur. 
Präsident 
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